
Einblicke

38 forum erwachsenenbildung 3/13

„Eltern zu befähigen, lie-
bevolle Zuneigung zu geben, 
wird nur selten als genauso 
wichtig wie ihre materielle 
Unterstützung angesehen.“ 
Dies ist ein Kernsatz des 
Grundsatzpapiers Europe 
and Family Policy1 der Kom-
mission Kirche und Gesell-
schaft innerhalb der Konfe-
renz Europäischer Kirchen 
(KEK). Dieser Satz fasst auch 

sehr deutlich die Position der Familienbildung inner-
halb der Familienpolitik zusammen: Liebevolle Zu-
wendung verliert sich häufi g in Funktionszuschrei-
bungen und Debatten über Rahmenbedingungen. 

Das Grundsatzpapier lässt sich als Teil eines Trends 
zur Modernisierung des kirchlichen Familienbildes 
in Europa einordnen, an dem sich sowohl die deut-
sche EKD2 als auch die über 120 orthodoxen, ang-
likanischen, evangelischen und altkatholischen 
Mitgliedskirchen der KEK beteiligen. Für die KEK 
begründet sich die Notwendigkeit der Familien-
förderung und -freundlichkeit aus dem Gebot der 
Nächstenliebe. In seiner Beziehung zu Gott ist das 
Individuum immer auch in Gemeinschaften einge-
bunden. Es ist die christliche Lehre, die ein Gleich-
gewicht zwischen „der individuellen Beziehung zu 
Gott, den Pfl ichten innerhalb und der Stärke durch 
die Familie sowie dem einmaligen Wert jedes Mit-
glieds“3 herstellen kann. 

Das KEK-Papier schildert die Bedeutung der Fami-
lie für den gesellschaftlichen Zusammenhalt, ihre 
Funktion als schützender Raum für das Aufwach-
sen zukünftiger Generationen und beschreibt die 
Vielfalt der Familienformen in Europa, ohne dabei 
auf gleichgeschlechtliche Partnerschaften einzu-
gehen. Sie sieht die Politik in der Verantwortung für 
die Umsetzung familienfreundlicher Maßnahmen 
und mahnt an, dass Familienfreundlichkeit mehr 
sei als nur Geld und Gesetze: Es sollte eine gesamtge-
sellschaftliche Aufgabe sein, „geteilte Werte wie die 
Menschenwürde, Gerechtigkeit, Solidarität und Ge-
schlechtergerechtigkeit zu unterstützen“4. 

Nach einer Beschreibung der Rolle der Kirchen bei 
der Familienunterstützung, die durch die Lebensal-
ter von Beratung, religiöser und säkularer Bildung 
bis zur Betreuung und Pfl ege reicht, werden fami-

lienpolitische Maßnahmen vorgeschlagen und aus 
christlicher Perspektive begründet. Der Wortlaut 
und die Begründungen entsprechen dem aktuellen 
Stand des europäischen Diskurses, nicht in jedem 
Fall aber dem des deutschen. So geht es im Abschnitt 

„Materielle Sicherheit“ um eine gerechte Lastenver-
teilung und die Reduzierung der (Kinder-)Armut. Der 
Begriff „Inklusion“ wird hier im Sinne von „soziale In-
klusion“ verwendet, das heißt als Teilhabe am gesell-
schaftlichen Leben all derjenigen, die zum Beispiel 
durch Behinderung, Geschlecht, Alter, Ethnie, Ar-
mut und so weiter aus der Gesellschaft ausgeschlos-
sen sind. Die europäischen Regierungen und die EU 
sollen „Kinder und ihre Familien dazu bemächtigen 
[empower], Schlüsselakteure in der Gestaltung ih-
rer eigenen Zukunft zu sein – einer Zukunft, in der 
sie nicht nur zurechtkommen, sondern auch gedei-
hen können“5. In Deutschland mit seiner konserva-
tiv-korporatistischen  wohlfahrtsstaatlichen Traditi-
on ist die Rede eher von Chancengerechtigkeit, die 
durch In frastruktur und Förderprogramme, und da-
mit weniger durch eine Bemächtigung und Ermu-
tigung des Individuums, erreicht werden soll. Die 
deutsche Familienpolitik versucht, die Rahmenbe-
dingungen zur Verfügung zu stellen, zielt jedoch 
weniger auf die Verwirklichung der individuellen 
Chancen. 

Familienbildung 

In dem Grundsatzpapier wird unter der Über-
schrift Education for Good Parenting („Bildung für 
gute Erziehung“) der gängige europäische Begriff für 
Familienbildung, family and parenting support, an-
gedeutet. Damit wird der Weiterentwicklung der Fa-
milienbildung von einrichtungsbasierten Kursange-
boten hin zu einem Eltern und Familien begleitenden 
und unterstützenden Prozess Rechnung getragen. 

Vorgestellt werden hier allgemeine Ziele der Fa-
milienbildung (Familien als Orte der „Stabilität, des 
Schutzes, der Verantwortung, der Fürsorge und der 
religiösen Erfahrung“ stärken6) sowie zwei konkre-
tere Ziele: Zeit- und Geldmanagement. Nicht ersicht-
lich ist aber, warum gerade diese Einzelthemen ihren 
eigenen Platz bekommen. Reiht sich diese Aussonde-
rung in den allgemeinen Tenor der Kritik an Eltern 
ein, dass manche Kinder zu viel Zeit vor dem Fern-
seher, Computer oder der Spielkonsole verbringen 
anstatt an gemeinsamen Familienaktivitäten teil-
zunehmen? Oder sind erwerbstätige Eltern gemeint, 
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eventuell alleinerziehend, die kaum Zeit und Auf-
merksamkeit für ihre Kinder fi nden können? Ohne 
weiterführenden Hintergrund sind diese Empfeh-
lungen offen für Fehlinterpretationen.

Die KEK fordert, anknüpfend an ein weiteres Prin-
zip der europäischen Familienbildung, dem Em-
powerment, mehr „Mut“ von der Familienbildung. 
Gemeint sind damit Angebote, welche Eltern ermu-
tigen sollen, schwierige Situationen zu bewältigen, 
anstatt ihnen ihre Elternrolle abzunehmen. Die Rede 
von „Mut“ in diesem Zusammenhang ist im deutsch-
sprachigen Raum neu.

Und mutig wird die KEK selber, wenn es um die 
Strukturen der Familienbildung geht. Das Papier 
plädiert diesbezüglich für einen ambitionierten Aus-
bau der Eltern- und Familienbildung, -beratung und 

-unterstützung. Sie empfi ehlt hier die Integration 
„lebensbegleitender“ Angebote in Kitas und Schulen, 
wo Eltern bereits gut zu erreichen sind. 

Aus der Perspektive deutscher evangelischer Fami-
lienbildung fehlt in dem Grundsatzpapier ein Thema 
völlig: die Familie als Bildungsort. Das liegt nicht nur 
an der Sprache, sondern entstammt einem tiefergrei-
fenden Unterschied im Aufgabenverständnis der ent-
sprechenden Institutionen. So unterscheidet die KEK 
zwischen parenting (Erziehung) und education (Bil-
dung), wobei Erziehung nur in Familien und Bildung 
nur in Einrichtungen stattfi ndet. Die Bedeutung ei-
ner qualitativ hochwertigen frühkindlichen Bildung 
wird zwar betont, doch bleibt dies Aufgabe der Kita, 
als bester Ort für die ganzheitliche Entwicklung al-
ler Kinder ungeachtet ihrer sozialen Herkunft (ganz-
heitlich meint hier eine „spirituelle, emotionale, so-
ziale und physische Entwicklung“7). An keiner Stelle 
ist die Rede von der Bildungsverantwortung der Fa-

milie oder einer Förderung frühkindlicher Bildung 
in Familien. Erziehung, die in der Familie stattfi ndet 
und durch Familienbildung unterstützt werden soll, 
wird strikt von Bildung getrennt, die von Fachkräf-
ten in Einrichtungen vermittelt wird. Die Verknüp-
fung der beiden Orte des Aufwachsens – wie sie zum 
Beispiel in einer Erziehungspartnerschaft konzipiert 
wird – bleibt von der KEK unerwähnt. 

Fazit

Viele der Themen und Empfehlungen der KEK 
werden deutschen Leser/-innen bekannt vorkom-
men, einige der Akzentuierungen sind neu. Eine Ge-
meinsamkeit des KEK-Papiers und der EKD-Orientie-
rungshilfe liegt in der Betonung der emotionalen 
Seite des Familienlebens. In politischen Debatten in 
Deutschland wird die Familie häufi g als Zweckge-
meinschaft zur Erfüllung gesellschaftlicher Funktio-
nen dargestellt. Durch das Hantieren an Stellschrau-
ben wie „Vereinbarkeit“ oder „familienbezogenen 
Leistungen“ soll die Funktionsfähigkeit der Familie 
erhöht werden. Dagegen setzt die KEK das Bild der 
Familie als „Schule der Humanität“8, in der Men-
schen „in gegenseitiger Liebe, Verantwortung, Res-
pekt und Treue gehegt und versorgt werden“9. Wei-
ter noch geht hier das in der EKD-Orientierungshilfe 
vermittelte Bild der „gerechtigkeitsorientierten Fa-
milie“ (§ 120), das Liebe und Rechte verbindet. Der 
Begriff der „Liebe“ tauchte bislang in familienpoliti-
schen Debatten selten positiv auf, weil er zu lange die 
unentgeltliche und gesellschaftlich nicht-anerkann-
te Arbeit der aufopferungsvollen Ehefrau und Mutter 
begründete. Die Stärke des evangelischen Familien-
bildes liegt nun darin, dass die Rede von Liebe keiner 
romantischen Idealvorstellung oder alten Macht-
hierarchien dient, sondern zunächst einmal subjek-
tiv auf Gott bezogen wird: „dass Gottes Zuwendung 
und Liebe als Kraftquelle stärker sind als menschli-
che Erwartungen und menschliches Versagen “ (EKD, 
§ 50). Hierauf lässt sich künftig nicht nur in der Fa-
milienbildung, sondern auch in anderen Bereichen 
kirchlicher Familienarbeit bauen.


